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(Nr. 14261.) Geſetz über eine Anderung der Erſten Sparverordnung vom 12. September 1931 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 179). Vom 18. Juni 1935. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
Einziger Paragraph. 

Die Vorſchriften im Kapitel VIII § 3 b des Zweiten Teiles der Erſten Sparverordnung vom 
12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179) in der Faſſung des 8 1 der Verordnung zur Abände⸗ 
rung der Erſten Sparverordnung vom 4. November 1931 (Geſetzſamml. S. 227) werden mit 
Wirkung vom 1. April 1935 aufgehoben. 


Berlin, den 18. Juni 1935. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Ruſt. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 18. Juni 1935. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14262.) Geſetz über die Vereinheitlichung der Verwaltung der Provinz Brandenburg und der 
Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen. Vom 27. Juni 1935. 


Das Staatsminiſterium hat als vorläufige Regelung das folgende Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 

Der Oberpräſident der Provinz Brandenburg iſt zugleich Oberpräſident der Provinz Grenz⸗ 
mark Poſen⸗Weſtpreußen. Sein ſtändiger Vertreter für den Bereich beider Provinzen iſt in ſtaat⸗ 
lichen Angelegenheiten der Vizepräſident des Oberpräſidiums der Provinz Brandenburg, in Ange- 
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legenheiten der Verwaltung der beiden Provinzialverbände der Landesdirektor der Provinz 
Brandenburg. 


82. 
(1) Der Oberpräſident kann den Beamten, Angeſtellten und Arbeitern der Provinzialverbände 
zur Vereinfachung der Verwaltung und zur beſtmöglichen Ausnutzung der Arbeitskräfte die Er⸗ 


ledigung von Dienſtgeſchäften ohne Rückſicht darauf übertragen, welcher der beiden Verwaltungen 
der Beamte, Angeſtellte oder Arbeiter angehört. 


(2) Durch eine derartige Maßnahme wird das Verhältnis der Beamten zu ihrer Anſtellungs⸗ 
körperſchaft und das Dienft- oder Arbeitsverhältnis der Angeſtellten und Arbeiter nicht berührt. 


(3) Die Betrauung eines Beamten des einen Provinzialverbandes mit der Kaſſenführung 
oder mit der unmittelbaren Verwaltung von Vermögenswerten des anderen Provinzialverbandes 
bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


8. 3. a 
Für die Provinz Brandenburg und die Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen wird ſtatt 
der bisherigen ein gemeinſamer Provinzialrat gebildet. 


' § 4. 
Der Miniſter des Innern erläßt die zur Durchführung und Ausführung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Anordnungen. 1 8 1 
§ 5. 


Das Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1935 in Kraft. 


Berlin, den 27. Juni 1935. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 27. Juni 1935. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14263.) Geſetz über die Anderung der Grenzen des Landkreiſes Oſthavelland und des Stadtkreiſes 
Potsdam. Vom 27. Juni 1935. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 
In den Stadtkreis und die Stadt Potsdam werden aus dem Landkreis Oſthavelland ein⸗ 
gegliedert: 

a) die Gemeinden Nedlitz, Bornſtedt, Bornim und Eiche; 

b) aus der Gemeinde Geltow folgende Parzellen: 
Gemarkung Wildpark, Kartenblatt 1, Parzelle Nr. 26, 121/30 ete., 122/32 ete., 123/35 ete., 
124/30, 125/35, 126/30 ete., 128/32 ete., 129/36, 132/,30, 133,30, 134/30 ete., 
136/0,30, 137/0,30, 138/30 ete., 139/32 ete., 140/32 etc., 141/0,30, 142/,30, 143/0,30 
144/0,30, 145/0,30, 146/29, 151/29. 


U 
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82. 

Bei der Feftftellung und Berechnung der Rechnungsanteile der Gemeinden, deren Grenzen 
durch dieſes Geſetz verändert werden, tritt im Rechnungsjahr 1935 an die Stelle des in den SS 11 
und 14 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz als Stichtag beſtimmten 
„31. März“ der „1. Juli 1935°. 

§ 3. 

Soweit die Wohnung oder der Aufenthalt für Rechte und Pflichten in der Stadt Potsdam 
maßgebend iſt, wird die Dauer der Wohnung oder des Aufenthalts in den eingegliederten Gebieten 
auf die Dauer der Wohnung oder des Aufenthalts in dem Gebiete der Stadt Potsdam angerechnet. 


§ 4. 
In den in den Stadtkreis Potsdam eingegliederten Gebietsteilen tritt das Ortsrecht der 
Stadt Potsdam mit dem 1. Juli 1935 in Kraft, inſoweit der Miniſter des Innern nicht Aus⸗ 
nahmen hiervon auf einzelnen Sachgebieten für eine Übergangszeit zuläßt. 


8 5. 
Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1935 in Kraft. 


Berlin, den 27. Juni 1935. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 27. Juni 1935. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14264.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen 
vom 24. Juni 1875 (Geſetzſamml. S. 395). Vom 27. Juni 1935. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
Die Abſ. 1 und 2 des $ 13 des Geſetzes über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen 
vom 24. Juni 1875 (Geſetzſamml. S. 395) werden aufgehoben. An ihre Stelle treten folgende 
Beſtimmungen: 


Schätzer, Schiedsrichter und andere Sachverſtändige erhalten für ihre Tätigkeit eine 
Arbeitsvergütung nach Maßgabe des erforderlichen Zeitverbrauchs. Den Vergütungsſatz 
beſtimmen der Miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft und der Finanzminiſter nach 
Maßgabe der reichsrechtlichen Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. 


2 
Der $ 15 des Geſetzes über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 
(Geſetzſamml. S. 395) wird aufgehoben. An feine Stelle treten folgende Beſtimmungen: 
Für die Berechnung der wirklich erwachſenen Koſten werden die Arbeiten der Beamten und 
Angeſtellten nach dem dazu erforderlichen Zeitverbrauche bemeſſen. Den Koſtenſatz für den 
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Zeitverbrauch der einzelnen Beamten- und Angeſtelltengruppen beſtimmen der Miniſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft und der Finanzminiſter. 


§ 8. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 27. Juni 1935. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Darré. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 27. Juni 1935. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14265.) Dritte Verordnung über die Zahl der Mitglieder der Provinzialräte. Vom 27. Juni 1935. 


Auf Grund des § 5 Abſ. 1 des Geſetzes über den Provinzialrat vom 17. Juli 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 254) in der Faſſung der Geſetze zur Anderung des Geſetzes über den Provinzialrat bom 
15. Februar 1934 (Geſetzſamml. S. 57) und vom 25. Oktober 1934 (Geſetzſamml. S. 411) in Ver⸗ 
bindung mit dem Geſetz über die Vereinheitlichung der Verwaltung der Provinz Brandenburg und 
Provinz Grenzmark Poſen-⸗Weſtpreußen vom 27. Juni 1935 (Geſetzſamml. S. 85) wird folgendes 
verordnet: 

Die Zahl der von mir zu ernennenden Mitglieder des gemeinſamen Provinzialrats für 
die Provinzen Brandenburg und Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen wird auf 20 feſtgeſetzt. 


Berlin, den 27. Juni 1935. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14266.) Verordnung zur Ausführung des $ 7 des Geſetzes über die Anpaſſung der Landesverwal⸗ 
tung an die Grundſätze des nationalſozialiſtiſchen Staates vom 15. Dezember 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 479). Vom 11. Mai 1935. 

Auf Grund des § 14 des Geſetzes über die Anpaſſung der Landesverwaltung an die Grund⸗ 
ſätze des nationalſozialiſtiſchen Staates vom 15. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 479) wird 
verordnet: 

§ 1. 


Die Stadtkreiſe ſind verpflichtet, den Stadtverwaltungsgerichten das erforderliche Büro⸗ 
perſonal gegen angemeſſene Vergütung zur Verfügung zu ſtellen. 


82. 
Der Minifter des Innern wird ermächtigt, die Vergütung (§ 1) im Einvernehmen mit dem 
Finanzminiſter pauſchal feſtzuſetzen. a 8 
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§ 3. 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1935 in Kraft. 


Berlin, den 11. Mai 1935. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche 
Miniſter des Innern. 

In Vertretung: In Vertretung: 

Grauert. Landfried. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 


(Nr. 14267.) Zweiter Nachtrag zur Verordnung über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe auf friſches 
Fleiſch, das einer Gemeinde aus einer Schlachtung außerhalb des Gemeindebezirkes zu⸗ 
geführt wird, vom 15. Juli 1933 (Geſetzſamml. S. 270) in der Faſſung des Erſten Nach⸗ 
trags vom 4. November 1933 (Geſetzſamml. S. 423). Vom 24. Juni 1935. 


Auf Grund des § 1 Abſ. 10 ſowie des § 3 des Geſetzes über die Gebühren der Schlachtvieh— 
märkte uſw. vom 5. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 242) in der Faſſung des § 13 des Geſetzes über 
den Verkehr mit Tieren und tieriſchen Erzeugniſſen vom 23. März 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 224) 
und des § 29 der Verordnung zur Regelung des Verkehrs mit Schlachtvieh vom 27. Februar 1935 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 301) wird hiermit verordnet: 


Die Verordnung über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe auf friſches Fleiſch uſw. vom 
15. Juli 1933 (Geſetzſamml. S. 270) in der Faſſung der Verordnung vom 4. November 1933 
(Geſetzſamml. S. 423) wird wie folgt geändert: 


I. In der Verordnung wird das Wort „Schlachthausgemeinde“ durch das Wort „Gemeinde“ 
erſetzt. 


II. Im 8 1 werden die Worte „von der oberſten Landesbehörde“ geſtrichen. 


III. 8 2 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

() Der Ausgleichsabgabe unterliegt nur das friſche Fleiſch von Rindern, 
Kälbern, Schweinen und Schafen. Für den Begriff „friſches Fleiſch“ gilt $ 2 Abſ. 1 
und 2 der Ausführungsbeſtimmungen D zu dem Geſetze, betreffend die Schlachtvieh- 
und Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900 (vgl. die Bekanntmachung vom 30. Mai 1902 
— Zentralblatt für das Deutſche Reich, Beilage zu Nr. 22 —, betreffend die Aus⸗ 
führung des Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 3. Juni 1900). Innereien, 
Lieſen und Rohtalg (vom Tierkörper getrennt) unterliegen der Ausgleichsabgabe 
nicht. Fleiſch, das Betrieben, die Fleiſch zu Wurſt oder anderen Fleiſchwaren ver⸗ 
arbeiten, zugeführt wird, kann der Leiter der Gemeinde mit Genehmigung des 
Miniſters für Ernährung und Landwirtſchaft von der Ausgleichsabgabe freiſtellen, 
ſoweit das Fleiſch nachweislich zu Wurſt verarbeitet worden iſt. Ebenſo kann der 
Leiter der Gemeinde Rohfette mit Genehmigung des Miniſters für Ernährung und 
Landwirtſchaft von der Ausgleichsabgabe freiſtellen, wenn die Rohfette Betrieben 
zugeführt werden, die Rohfette zu Schmalz verarbeiten und wenn die Verarbeitung 
zu Schmalz nachgewieſen wird. 


IV. 8 3 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
0) Unterbleibt die Anzeige oder tft fie unvollſtändig oder unrichtig oder erfolgt 
ſie nicht rechtzeitig, ſo kann die für die Heranziehung zuſtändige Stelle neben der 
Ausgleichsabgabe einen Zuſchlag bis zur vierfachen Höhe der Abgabe feſtſetzen. 


BE Pan 
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V. 8 5 Abſ. 2 und 4 erhalten folgende Faſſung: 
(2) Die Heranziehung (Veranlagung) zur Ausgleichsabgabe erfolgt durch den 
Bürgermeiſter oder durch eine von ihm beſtimmte Stelle. 
(4) Der Bürgermeiſter trifft die zur Erhebung erforderlichen Beſtimmungen. 


Berlin, den 24. Juni 1935. 


Zugleich im Namen des Reichs- und Preußiſchen Miniſters des Innern: 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft. 


Im Auftrage: 


Moritz. 


. Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Mai 1935 
über die Verleihung des Enteigungsrechts an die Stadt Oſterholz⸗Scharmbeck zur Herſtellung 
einer Waſſergewinnungsanlage 8 f . 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stade Nr. 22 S. 71, ausgegeben am 1. Juni 1935; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Mai 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Kaſſel für die Erweiterung 
des Gemeindewaſſerwerkes Rothweſten f iu | 

durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 23 S. 126, ausgegeben am 8. Juni 1935; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Juni 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas⸗Aktiengeſellſchaft in Eſſen 
zum Bau und Betrieb einer Gasfernanſchlußleitung, die von der Zeche Waltrop in Waltrop 
zur beſtehenden Gasfernleitüng (Emſcher — Lippe) geführt wird, l 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 24 S. 109, ausgegeben am 15. Juni 1935; 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Juni 1935 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Ruhrgas⸗Aktiengeſellſchaft in Eſſen 
zum Bau und Betrieb einer von der beſtehenden Gasfernleitung Wiesdorf —Kalk nach 
dem Fabrikgelände der J. G. Farbeninduſtrie, A.-G. in Leverkuſen⸗Wiesdorf, abzweigenden 
- Anſchlußgasleitung ‚tan! | 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düfjeldorf Nr. 23 S. 247, ausgegeben am 8. Juni 1935; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Juni 1935 
5 über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erwerb von 
Grundeigentum in der Gemarkung Höxter für Reichszwecke | 
durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 24 S. 85, ausgegeben am 15. Juni 1935. 


E Berichtigung. | 
3 Auf Seite 73 Zeile 6 und Zeile 7 von oben muß es ſtatt „dem Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlen⸗ 
Syndikate, G. m. b. H. in Eſſen“ heißen „dem Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Kohlen⸗Syndikat in Eſſen“. 


und! 
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